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Tolerierte Freisetzungen von Viren und Bakterien aus der gentechnischen 
Produktion 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 9. April 1990 die 
Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 


Dem Regierungsentwurf eines Gentechnik-Gesetzes folgend (Druck- 
sache 11/5622) dürfen gemäß § 7 gentechnische Arbeiten „nur in einem 
geschlossenen System" durchgeführt werden, wobei diese Arbeiten im 
geschlossenen System in vier verschiedene Sicherheitsstufen eingeteilt 
werden sollten. Gemäß den Änderungsanträgen der Regierungskoali- 
tion sollen gentechnische Arbeiten nur noch vier Sicherheitsstufen 
zugeordnet werden, aber nicht mehr im geschlossenen System stattfin- 
den müssen. Mit Datum vom 6. März 1990 sind dem Unterausschuß 
Gentechnikgesetz des Deutschen Bundestages fünf der vorgesehenen 
28 Verordnungen zum Gentechnikgesetz im Entwurf bekanntgemacht 
worden. Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf einer „Ver- 
ordnung über die Sicherheitsstufen und Sicherheitsmaßnahmen bei 
gentechnischen Arbeiten in gentechnischen Anlagen", der die Ermäch- 
tigungslücke des Gentechnikgesetzes ausfüllen soU, sanktioniert nun- 
mehr in seinen Formulierungen die Überschwemmung der Umwelt mit 
genmanipulierten Erregern. Nach Willen der Bundesregierung sollen 
zukünftig Hunderte unterschiedlicher, auch infektiöser Erreger aus gen- 
technischen Produktionsanlagen in die Umwelt abgelassen werden dür- 
fen. Diese dürfen so freigesetzt werden, daß die Menge dieser Orga- 
nismen sogar die gegebenenfalls vorhandene Menge natürlicher Orga- 
nismen übersteigt. Das Bundesgesundheitsamt sah sich in der Ver- 
gangenheit nicht in der Lage, Ausnahmelisten für Viren, Bakterien, 
Pilze und Parasiten zu erstellen, die aus der gentechnischen Produktion 
freigesetzt werden dürfen. In einer Stellungnahme zum Verordnungs- 
entwurf stellte das BGA fest: „Das Umweltrisiko ist gemäß § 1 Abs. 1 
GenTG nicht prognostizierbar. Deshalb muß abweichend von der Vor- 
gabe der VO das Abwasser vollständig inaktiviert werden. " 
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1. Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß die tolerierte Frei- 
setzung von Viren, Bakterien und anderen Organismen aus der gen- 
technischen Produktion in ihren Umweltauswirkungen prognosti- 
zierbar ist? 

Wenn nein, was veranlaßt die Bundesregierung, in dem genannten 
Verordnungsentwurf nicht mehr an dem Konzept der Anlagen- 
geschlossenheit festzuhalten und die Freisetzung genmanipulierter 
Organismen aus der Produktion zu tolerieren? 


Die Gentechnik- Sicherheitsverordnung legt einen hohen Sicher- 
heitsstandard bei gentechnischen Arbeiten zugrunde. Für die 
Prognose über das Verhalten gentechnisch veränderter Organis- 
men in der Umwelt wurden - auch international - Kriterien für die 
Sicherheitsbewertung entwickelt. Der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften hat solche Kriterien in Anhang III seines Vorschla- 
ges für Richtlinien „über die Anwendung genetisch veränderter 
Mikroorganismen (GVM) in geschlossenen Systemen"' niederge- 
legt. Der Entwurf der Gentechnik-Sicherheitsverordnung sieht in 
seinem Anhang I, Teil A, einen dem Vorschlag der EG-Richtlinie 
entsprechenden Kriterienkatalog vor. 


2. Wie sind die umfangreichen Listen der Risikogruppen des genann- 
ten Verordnungsentwurfs entstanden? 

Ist es zutreffend, daß für die Einordnung einzelner Organismen in die 
Risikogruppen eine mögliche Umweltgefährdung nicht ausschlag- 
gebend war? 

Die in den Listen aufgeführten Organismen sind im wesentlichen 
den auf Seite 19 der Begründung des Entwurfs der Gentechnik- 
Sicherheitsverordnung aufgeführten wissenschaftlich fundierten 
Veröffentlichungen entnommen. Ferner wurden umfangreiche, 
kurz vor ihrer Fertigstellung stehende, bisher aber noch nicht 
veröffentlichte Listen der Berufsgenossenschaft Chemie berück- 
sichtigt. 

Bei Erstellung der Liste mit in Risikogruppen eingeordneten 
Organismen wurden nach Anhang I, Teil B, die allgemeinen Kri- 
terien der Sicherheitsbewertung (vergleiche die Antwort zu 
Frage 1), einschließlich der umweltrelevanten Erwägungen, zu- 
grunde gelegt. 

Die Eingruppierung wurde von mehreren, mit hochqualifizierten 
Fachleuten besetzten Arbeitsgruppen, getrennt nach einzelnen 
Kategorien wie Zellkulturen, Pilzen, Viren etc. überprüft. 


3. Kann die Bundesregierung eine Umweltgefährdung durch den Ein- 
satz genmanipulierter Organismen der Risikogruppen 1 und 2 aus- 
schließen? 

Auf welche Untersuchungen stützt sich die Bundesregierung bei 
dieser Einstufung? 


Nach § 6a Abs. 1 GenTG sind gentechnische Arbeiten, bei denen 
nach dem Stand der Wissenschaft nicht von einem Risiko für die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt auszugehen ist, der 
Sicherheitsstufe 1 und gentechnische Arbeiten, bei denen von 
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einem geringen Risiko für die menschliche Gesundheit oder die 
Umwelt auszugehen ist, der Sicherheitsstufe 2 zuzuordnen. Die 
Zuordnung der in Anhang I, Teil B, der Gentechnik-Sicherheits- 
verordnung beispielhaft aufgeführten Organismen geht von die- 
sen Voraussetzungen aus. 

Die jeder Sicherheitsstufe zugeordneten umfangreichen Sicher- 
heitsmaßnahmen tragen dem Gefährdungspotential der gentech- 
nischen Arbeit in der jeweiligen Sicherheitsstufe Rechnung. Diese 
Sicherheitsmaßnahmen sind so ausgelegt, daß sie den möglichen 
Gefahren der betreffenden Sicherheitsstufe begegnen. 

Bezüglich der Frage nach den die Einstufung betreffenden Unter- 
suchungen wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 


4, Wieso war das BGA in der Vergangenheit nicht in der Lage, entspre- 
chende Listen, die vermeinthch bei Freisetzung aus der Produktion 
kein oder vernachlässigbares Risiko haben, zu erstellen? 

Welche Stelle hat nunmehr die Listen zusammengetragen und wer 
hat die fachliche Beratung übernommen? 


Die Gentechnik wird in der Bundesrepublik Deutschland seit 1978 
durch die Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro 
neukombinierte Nukleinsäuren geregelt. Danach spricht die Zen- 
trale Kommission für die Biologische Sicherheit Empfehlungen zu 
den einzuhaltenden Sicherheitsmaßnahmen bei gentechnischen 
Arbeiten aus. Insoweit haben die Richtlinien solche Listen bisher 
nicht erforderlich gemacht. Listen sind jedoch im Zusammenhang 
mit Entwürfen für eine Verwaltungsvorschrift zu Herkunftsver- 
ordnungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz vorgeschlagen wor- 
den. Diese Entwicklung ist von der Erstellung des Entwurfes eines 
Gentechnikgesetzes überholt worden. Entsprechende Listen sol- 
len nunmehr nach Erlaß des Gentechnikgesetzes und wegen der 
Vollzugszuständigkeit der Länder zur Vereinheitlichung der Ver- 
fahren beitragen. Die bereits geleisteten Vorarbeiten für die 
Listen sind in den Entwurf der Gentechnik-Sicherheitsverordnung 
mit eingeflossen. 

Bezüglich des zweiten Teils der Frage wird auf die Antworten zu 
den Fragen 2 und 6 verwiesen. 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die Firma H. bereits mit 
Schreiben vom 30. Oktober 1987 an Ministerialdirektor R. im Bun- 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) gewandt hat und Bedenken gegen Abwasserinaktivierungs- 
maßnahmen aus Wettbewerbsgründen vorgeb rächt hat unter Ver- 
weis auf Bestrebungen in den USA, „zukünftig sogar Fermentatio- 
nen mit biologisch sicheren gentechnisch rekombinierten Mikro- 
organismen in offenen Systemen ohne Abtötung " zuzulasen? 

Welche Rolle haben die Bedenken der Firma H. bei der Erarbeitung 
der genannten VO gespielt und wie war die Firma in die Erstellung 
der Listen einbezogen? 


Der Bundesregierung ist das genannte Schreiben der Firma H. 
bekannt. Die Firma wendet sich nicht gegen Abwasserinaktivie- 
rungsmaßnahmen, sondern legt Wert auf entsprechend differen- 
zierte Maßnahmen. 
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Zur Erstellung der Listen wird auf die Antworten zu den Fragen 2 
und 6 verwiesen. 


6. Waren andere Firmen oder Verbände an der Erstellung der Listen 
beteiligt, und wenn ja, welche und wieso wurden die Listen an der 
zuständigen Fachbehörde vorbeientwickelt? 


Zur Erstellung der Listen wird bezüglich der Arbeitsgruppen auf 
die Antwort zu Frage 2 verwiesen. Neben Vertretern von Hoch- 
schulen, Forschungsstätten und Sachverständigen anderer Ein- 
richtungen sind auch einzelne, als Experten besonders ausgewie- 
sene Vertreter der Industrie Mitglieder der in der Antwort zu 
Frage 2 genannten Arbeitsgruppen. 

Die Listen wurden nicht an der zuständigen Fachbehörde vorbei 
entwickelt, vielmehr war die betreffende Fachbehörde einbe- 
zogen. 
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